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OFFENER BRIEF an die  

BUNDESREGIERUNG + Bayerische Staatsregierung 

 

Verteiler postalisch per Einschreiben + per Mail 

Bundesregierung  

 

Bundeskanzler Herrn Friedrich Merz 

Wirtschaftsministerin Frau Katherina Reiche 

  

 

Bayerische Staatsregierung 

 

Ministerpräsident Herrn Dr. Markus Söder 

CSU Ehrenvorsitzender Herrn Horst Seehofer 

Ministerialdirektor Herrn Christian Horak 

Umweltminister Herrn Thorsten Glauber 

Wirtschaftsminister Herrn Hubert Aiwanger 

 

Regionalverband Südostoberbayern, Vorsitzender Landrat Erwin Schneider 

  

Herrn Stephan Mayer MdB 

Herrn Dr. Andreas Lenz MdB 

 

 

 

Gemeinden 

 

Altötting   Bgm. Herrn Stephan Antwerpen 

Burghausen   Bgm. Herrn Florian Schneider 

Burgkirchen  Bgm. Herrn Johann Krichenbauer 

Haiming   Bgm. Herrn Christian Szegedi 

Marktl   Bgm. Herrn Benedikt Dittmann 

Mehring  Bgm. Herrn Robert Buchner 

Neuötting   Bgm. Herrn Peter Haugeneder 

 

 

Emmerting  Bgm. Herrn Stefan Kammergruber 

Kastl   Bgm. Herrn Gottfried Mitterer 
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Die Vertreter der Initiativen IG „Unser Wald“, BürgerInteressen-Gemeinschaft Haiming, 

Neuöttinger&Alzgerner Waldfreunde und die IG Mehring wenden sich mit diesem offenen Schreiben an 

die vorab genannten politischen Vertreter der Bundesregierung, insbesondere Herrn Bundeskanzler 

Friedrich Merz und Frau Wirtschaftsministerin Katherina Reiche, Vertreter der Bayerischen 

Staatsregierung, dem Vorstand des regionalen Planungsverband Südostoberbayern sowie an alle 

verantwortlichen Bürgermeister der aufgezählten Gemeinden. 
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Geplantes Windkraftprojekt im Schwachwindgebiet Altötting in den bayerischen Staatsforsten mit 

Bannwald, vorerst 27 später 40+ WKAs, Modell Nordex Anlagentyp N175, Nabenhöhe 199m, 

Nennleistung 6,8 MW, Gesamthöhe 285m, in den Trinkwasserschutzzonen, in den durch die Chemie mit 

PFOA hochgradig verseuchten Wäldern AÖ! 

 

 

Burgkirchen a.d. Alz, Juni 2025 

 
 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

Bayern ist zusammen mit Baden-Württemberg das windschwächste Bundesland, dennoch hat man hier 

die mit Abstand niedrigste Mindestschwelle für die Windkraft: im Bayerischen Windatlas gibt es lediglich 

den Hinweis, dass ab einer mittleren Windgeschwindigkeit von 4,8 m/s in 160 m Höhe eine 

wirtschaftliche Stromerzeugung möglich sei. Für die Region 18, Südostoberbayern, definierte der 

zuständige Planungsausschuss die Mindestschwelle mit 4,8 m/s in 180 m Höhe, was einer 

Windleistungsdichte von etwa 140 W/m2
 entspricht. Das ebenfalls windschwache, Grün-Schwarz 

regierte Baden-Württemberg empfiehlt aber eine Mindestschwelle von 215 W/m2, die von den 

Regionalverbänden zwingend als Grundvoraussetzung eingefordert werden, um einen rentablen 

Energieertrag sicherzustellen. 

 

Ohne Beachtung dieser notwendigen Windleistungsdichte ist in Bayern so ziemlich jede Fläche für 

Windkraft geeignet, insbesondere die windschwachen oberbayerischen Waldgebiete, die dann 

bevorzugt als Vorranggebiete ausgewählt werden, um den BaySF hohen Pachterträge zukommen zu 

lassen. Die Pachterträge können wiederum nur aufgrund von hohen Bundessubventionen gewährt 

werden. Subventionen, die eigentlich zum Aufbau eines emissionsfreien Energiesystems inklusive 

Speicher gedacht sind.  

 

Die durch die äußerst geringe mittlere Windgeschwindigkeit (Messung durch Projektierer Qair: 5,55 m/s 

in 200 m Höhe) geprägte Häufigkeitsverteilung des Windes bewirkt vorwiegend (insgesamt fast 8 

Monate im Jahr) Schwachwindphasen mit einer Leistungsabgabe von unterhalb 20% der Nennleistung 

von 6,8 MW, darunter gar 10 ½ Wochen mit komplettem Stillstand, einfach wegen zu wenig Wind. 

Hierzu verweisen wir auf die ausführlichen mathematischen und physikalischen Berechnungen von Willy 

Fritz Dipl.-Ing. für Luft- und Raumfahrttechnik.  

 

Die immer wieder erwähnte sichere und umweltfreundliche Stromversorgung des Chemiedreiecks ist 

damit keineswegs gesichert, da die kompletten Ausfallzeiten durch Backup Kraftwerke überbrückt 

werden müssen, man also eine doppelte Stromversorgung mit zusätzlichen Regeleingriffen zur 

Netzstabilität benötigt. Zudem WACKER Chemie bereits offen angekündigt hat auf eine Direktanbindung 

zu verzichten. Der erzeugte volatile Strom wäre für die Industrie als Energiequelle uninteressant. 

Hinzu kommt, das weiterhin fahrlässige Ignorieren der erneuten Grund- und Trinkwassergefährdung im 

hochgradig mit PFOA-verseuchten Gebiet der Region Altötting und in unseren Trinkwasser-schutzzonen 

durch die zuständigen Bundesministerien, Regionalverband, Landratsamt und Projektierer.  
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Einer erneuten Gefährdung durch die angedachten Baumaßnahmen für 40 Windkraftanlagen mit 

immerhin von 415.000m3 Bodenaushub in den Trinkwasserschutzzonen - und diese Anzahl soll 

mindestens auch kommen laut Landrat Schneider – darf nicht ohne politische Konsequenzen und 

Haftung sein. Denn die Gefahren sind allseits bekannt, heißt es doch aktuell ganz offen im Altöttinger 

Amtsblatt, Nr. 20, vom 08. Mai 2025, bzgl. der „Erweiterungsfläche Nord“ des Chemieparks Gendorf: 
 

„….durch Sickerwasser wird PFOA aus der ungesättigten Bodenzone vertikal in untere 
Bodenschichten bis in das Grundwasser transportiert“  
 

Was bedeutet das weitergeführt für eine Bodenverschiebung von 415.000m3? Welche Deponie soll und 

kann diesen verseuchten Aushub egal welchen Ausmaßes annehmen, ohne gegen geltendes Recht zu 

verstoßen? Die vorgeschlagene und akzeptierte Maßnahme des LRA hinsichtlich der 

„Erweiterungsfläche Nord“ lässt zweifeln inwieweit die Chemie als Verursacher und nun als 

eigenmächtiger Forderer Einzug in das Landratsamt gehalten hat. Das wiederholte freimütige 

Zustimmen zu Gunsten der Chemieforderungen wirft berechtigte Fragen auf. Denn da heißt es lapidar: 

 

„….die Dekontamination mittels Abgrabung von hochbelastetem Bodenmaterial, sowie die 

anschließende vollständige Versiegelung der Fläche stellen eine geeignete, effektive und 

verhältnismäßige Maßnahmenkombination zur Sanierung der Fläche dar. Durch die Herstellung 

einer qualifizierten Oberflächenversiegelung wird das Entstehen von transportrelevanten 

Sickerwässern und ein Schadstofftransport über den Wirkungspfad Boden-Grundwasser 

effektiv unterbunden.“ Und weiter: „…Im Ergebnis ist im Rahmen des Verfahrens zur 

Verbindlichkeitserklärung des Sanierungsplans eine Strategische Umweltverträglichkeits-

prüfung (SUP) gemäß § 35 Abs. 2 UVPG nicht durchzuführen. Eine solche würde nicht zu 

weiteren Erkenntnissen führen, die im Sanierungsplan bzw. im Zuge der Verbindlichkeits-

erklärung zu berücksichtigen wären.“ 

 

Erhält nun auch unser Bannwald bald eine Flächenversiegelung vergleichbar mit dem Sarkophag in 

Tschernobyl? Soll hier die verseuchte Erde liegen bleiben mangels Deponie und Verantwortungslosigkeit 

einer Behörde?  

  

Hinzukommen die Rodungen von 40 Hektar Wald und der Ausbau der Zuwegungen mit erheblichen 

Eingriffen in das Ökosystem des Waldes mit nachweisbaren Langzeitfolgen. Die geringe zu erwartende 

Stromerzeugung rechtfertigt diese Eingriffe in die Natur in keinster Weise. Dieser Umweltskandal gehört 

angezeigt. 
 

Und der politische Irrweg wird weiter durchgezogen. Verantwortlich für die Ausschreibungen der 

Vorranggebiete für Windkraft in Schwachwindgebieten mit der bereits jetzt Übererfüllung des 

Flächenziels (1,95%) ist der Regionale Planungsverband Südostoberbayern. In der jetzigen 

„nachträglichen“ 16. Teilfortschreibung (mit fragwürdigen! Veränderungen zur 17. Teilfortschreibung) 

werden 144 Vorranggebiete in Wäldern, in Trinkwasserschutzzonen, in Schwachwindgebieten von 

Bayern weiter ausgewiesen. Windkraftanlagen, die einer wirtschaftlichen Berechnung nie standhalten 

werden und deren gesetzlichen Abwägungskriterien bereits im Vorfeld ignoriert wurden.  
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„Deutschlands Klimapolitik züchtet Subventions-Junkies“ so lautete ein Artikel 03/2025 im „Focus“ der 

nicht treffender hätte sein können. Gewinner sind Projektierer und Verpächter insbesondere die 

Staatsforsten. Ein neues Geschäftsmodell hat hier scheinbar Einzug genommen, unter dem Motto 

„Roden für die klamme Kasse“. 
 

Fazit: 
Wir fordern einen sofortigen Planungsstopp des Projektes in Altötting, eine Neubewertung hinsichtlich 

der PFOA Gefahren und politische Konsequenzen für das nachlässige Bewerten der jetzigen Sachlage. 

Die Vertreter der Initiativen IG „Unser Wald“, BürgerInteressen-Gemeinschaft Haiming, 

Neuöttinger&Alzgerner Waldfreunde sowie die IG Mehring ermahnen dabei Politiker jeglicher Position, 

an deren übernommenen Verantwortung gegenüber den Bürgern und der Umwelt. 

 

Wir sagen ganz klar: 

 

 

NEIN,  

zu einem angeordneten, blinden Aufstellen von Windrädern in unseren Wäldern, die rein durch die 

erhöhten EEG Subventionen (1,55 fach) zum Ausgleich des schlechten Standortes konkurrenzfähig 

gehalten werden. Wir fordern daher die sofortige Streichung der erhöhten EEG Subvention zum 

Ausgleich von  Schwachwindgebieten und eine Neubewertung der Region! 

 

Dieses fahrlässige Vorgehen und die mangelhafte Umsetzung der Energiewende wurden bereits 

mehrfach angemahnt u.a. durch den Bundesrechnungshof und die größten Energiekonzerne. Dieser 

politische Irrweg findet seine Berechtigung weder im angedachten Klimaschutz noch in der 

angestrebten Energiewende. Der verantwortungslose Abbau der deutschen Industrie unter dem 

Deckmantel des Klimaschutzes muss gestoppt werden. Volatile Stromerzeugung ist Gift für unsere 

Industrie und treibt sie in ferne Länder, wo es keine oder nur geringe Begrenzungen für einen CO2 

Ausstoß gibt. Wir kaufen die fertigen Produkte dann zurück, womit wir die CO2-Emissionen nicht 

verringern, sondern lediglich ins Ausland verlagern. 

 

 

Die neue Bundeswirtschaftsministerin Katherina Reiche fordert hier zu Recht einen Realitätsscheck der 

Energiewende mit Maßnahme der Überprüfung der Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und 

Umsetzungsziele.  

 

Im neuen Koalitionsvertrag in Zeile 1043 wird eine „…Überprüfung des Referenzertragsmodells auf 

Kosteneffizienz u.a. hinsichtlich unwirtschaftlicher Schwachwind Standorte“ angekündigt, sowie die 

Flächenziele für 2032 neu zu evaluieren (Zeile 1032). Auch die „Begrenzung der zulässigen Höhe für 

Flächenpachten“ (Zeile1045) sehen wir als dringliche Maßnahme um einen Missbrauch hinsichtlich des 

neuen Geschäftsmodells zu unterbinden (Negativbeispiel Staatsforsten).  




